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3. Sitzung der Steuerungsgruppe zur Erarbeitung des lokalen Teilhabeplanes 
der Stadt Brandenburg an der Havel am 4. September 2015 

Anwesend waren: 
	

Herr Dr. Wolfgang Erlebach 
Herr Herbert Liebenow 
Herr Matthias Pietschmann 
Frau Katrin Tietz 
Herr Werner Jumpertz, AG 1 
Herr Detlef Reckow, AG 1 
Frau Christina Behrendt, AG 2 
Frau Viola Cohnen, AG 2 
Frau Otto, AG 2 
Herr Guido Arndt, AG 3 

Gast: Herr Wilfried Steinert 

Tagesordnung:  

- Auswertung des Workshops und Schlussfolgerungen für die weitere Arbeitsgruppen 
- Verständigung zum Fragebogen und Interviews 
- Sonstiges 

Der Fragebogen wurde der Steuerungsgruppe als Umlaufbeschluss zur Verfügung gestellt. 
Einwände gab es hier aus der AG Bildung und Sport bezüglich der Freiwilligkeit, des Urheber-
rechtes. Zudem ist aus Sicht der AG die Frage 27 sehr kurz gefasst. 

Die AG Arbeit und Beschäftigung ergänzt den Entwurf noch um zwei Punkte. 

Herr Liebenow bittet um die Entfernung der farblichen Hinterlegung, da das für sehbeeinträch-
tige Menschen nachteilig ist. 

Herr Reckow empfiehlt, dem Fragebogen ein kurzes Anschreiben beizulegen, wo u. a. auch 
auf die Freiwilligkeit der Beantwortung hingewiesen wird. 

Festlegung: 
Dem Fragebogen wird ein erklärendes Anschreiben beigelegt, woraus auch die Freiwilligkeit 
hervorgeht. Aus dem Fragebogen werden die farblichen Hinterlegungen entfernt (Lesbarkeit). 
Hinweise und Ergänzungen zum Fragebogen werden von den Arbeitsgruppen zu- und an-
schließend eingearbeitet. Die Klärung des Urheberrechtes erfolgt durch die Verwaltung. 



Herr Steinet Die Auswertung der Fragebögen sollte elektronisch erfolgen. Hier gibt es statis-
tische Erfassungs- und Auswertungsprogramme. Eine manuelle Auswertung wäre sehr zeitin-
tensiv. 

Festlegung: 
Vorschlag für die Auswertung bis zur nächsten Sitzung der Steuerungsgruppe. 

Herr Jumpertz prüft, inwieweit finanzielle Mittel beigesteuert werden können. 

Herr Reckow regt an, dass Betroffene ein öffentliches Tagebuch schreiben (Facebook). 
Grundsätzlich ist der Gedanke gut, jedoch aus Sicht der Behindertenbeauftragten sowie des 
Behindertenbeirates wird die Umsetzung als problematisch eingeschätzt, da die Leute nicht 
schreiben. 

Die Arbeitsgruppe Barrierefreiheit — Mobilität — Wohnen — Wohnumfeld befindet sich in der 
„Stopp-Phase", sie ist mit dem 1. Komplex fertig. Herr Reckow: Wir sind eine gemischte Grup-
pe, wir müssen zu den Vorschlägen kommen, sonst geht die Motivation verloren. Alle Arbeits-
gruppen sollten die großen Themen textlich niederlegen. Wir müssen die nächsten Schritte 
festlegen sowie konkrete Maßnahmen. 

In der Arbeitsgruppe Bildung und Sport herrscht Ratlosigkeit, die Beantwortung des Briefes 
der Arbeitsgruppe an Herrn Dr. Erlebach steht noch aus. 

Herr Steinert: Wenn eine AG größtenteils aus fachspezifischen Mitgliedern besteht, also zu 
viele Profis am Tisch sitzen, fehlt der gesamtgesellschaftliche Blick. Für die Erstellung des 
Teilhabeplanes brauchen wir das Querdenken, es fehlt die Bürgerperspektive. 

Herr Jumpertz stellt fest, dass die Arbeitsgruppen unterschiedliche Arbeitsstände haben. Die 
Experteninterviews sollten in die AG-Sitzungen aufgenommen werden. Die daraus resultie-
renden Maßnahmen sollten in leichter Sprache sein. Herr Jumpertz schlägt vor, schon jetzt die 
Experten zu befragen (allgemeine Fragen sowie zu den Arbeitsprozessen). Bei der Durchfüh-
rung der Interviews sollten wir auf das Ehrenamt setzen und ggf. den SKB mit hinzuziehen. 
Als Beispiel sei der Fragenkatalog der Stadt Siegen genannt, hier sind alle Bereiche abge-
deckt. Den Eigenbetrieb GLM sollten wir uns für die erste Expertenbefragung vormerken, die 
Fragen sollten vorab dem Eigenbetrieb zur Verfügung gestellt werden. Je ein Betroffener und 
ein Schreiber (Verwaltung) würden die Interviews durchführen. 

Beobachtung Herr Steinet 

Wichtig bei der Erstellung eines Teilhabeplanes ist Transparenz und Klarheit der Struktur. 
Jedes Protokoll sollte auf der Internetseite stehen. Alle Protokolle sollten die gleiche Struktur 
aufweisen. Wichtig ist 1. das Klima und 2. Ideen für Maßnahmen! 

Dann muss man schauen, wen brauchen wir noch am Tisch, wer fehlt noch? (IHK, Integrati-
onsbeirat etc.). Was braucht die AG, um arbeiten zu können? Welche Kompetenz hat sie? Wie 
ist die Verzahnung der AG? Wer soll die Arbeit machen? Wo läuft die Post zusammen, wo 
wird koordiniert? Beschreibung der Arbeit der Geschäftsstelle. 
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bestätigt: 

Dr. Wal gang Ertebach 
Projektleiter 

midt 
rotokollf 	rin 

Die nächste Sitzung der Steuerungsgruppe wird Ende des Jahres stattfinden (bzw. nach Bera-
tung aller fünf Arbeitsgruppen). Die Präsentation von Herrn Steinert wird dem Protokoll als 
Anlage beigefügt. 

Anlage 



03.09.2015 
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_Deri Entwig 
einer inklusiven Gesellschaft 
• Diese Entwicklung ist ein lebendiger Prozess, der auf 

fünf Ebenen stattfindet - und auf jeder Ebene auch 
eine Haltung entwickelt. 

1. Ich mit Mir 
2. Ich mit Dir 
3. Wir 
4. Wir und Wir 
5. Alle 

- Die Ebene der einzelnen Person 
- Die Ebene von Mensch zu Mensch 
- Die Ebene der Organisation 
- Die Ebene der Vernetzung 
- Der Sozialraum als Ganzes 

Aus: Inklusionsor Ort, Dec knmummle Index für Inklus Ion —geheeshandbuch, MontagStIttung 

---- 

Inder inklusiven Gesellschaft gibt es 
keine definierte Normalität, die jedes 
Mitglied dieser Gesellschaft anzustreben 
oder zu erfüllen hat. 

Normal ist allein die Tatsache, dass 
Unterschiede vorhanden sind. 

Diese Unterschiede werden als 
Bereicherung aufgefasst. 
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„Erfahrungen mit 
kommunalen Aktionsplänen" 

Maßnahmen umsetzbar und abrechenbar 
vereinbaren 

Stadt Brandenburg an der Havel, 04.09.2015 

Wilfried W. Steinert, Bildungsexperte 

INDEX-Frage 

Ist es für alle selbstverständlich, 
dass Ausgrenzung und 

Diskriminierung nicht geduldet 
wird? 

Wo habe ich selbst Ausgrenzung 
oder Diskriminierung erfahren? 

lnklusion wird im 
Sozialraum gelebt... 

... oder ein Aktionsplan ist ein 
Programm von vielen, die die 
Gesellschaft nicht verändern 

Ein umfassendes 
Verständnis von lnklusion 
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Partiziption 
(Beteiligung) 

Telloahme Teilhabe 

Die Wer 

Je der la de Re.:1.1. 
111mileen ml 	1,, 411 

03.09.2015 

Aufgabe der Gesellschaft ist es, 
in allen Lebensbereichen 
Strukturen zu schaffen, 
die es den Mitgliedern dieser 
Gesellschaft ermöglichen, 
sich barrierefrei darin zu bewegen. 

Die Kernpunkte der UN-
Behindertenrechts-
konvention 

inklusiven Gesellschaft 

_ 

Barrieren abschaffen 
• In Städten, Gebäuden und bei Transportmitteln 
• Im Internet und in der Sprache 

• Durch behindertengerechte Räume, barrierefreie 
Internetseiten und die Etablierung von 
Gebärdensprache, Blindenschrift und Leichter Sprache. 

—Sbestimmtes e e 
ermöglichen 
• Keine Eingriffe in persönliche Rechte und 

Menschenrechte 
• Keine Entmündigungen oder Ausgrenzung von 

der Gemeinschaft 
• Durch freie Wahl von Wohnart und -ort, 

Unterstützungsangeboten und Assistenzen für ein 
selbstbestimmtes Leben. 
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Ming uutulluirm 
dez Stadt 

Ladung de Pro/eues 
allen tuateautilere 

'ilre .att Ja'  =au r  
Headbartaftklera 

Gleiche Rechte für alle 
• Recht auf Arbeit 

• Menschen mit Behinderung verdienen ihren 
Lebensunterhalt selbst, in einem offenen, zugänglichen 
und inklusiven ersten Arbeitsmarkt. 

• Recht auf Bildung und Erziehung 
• In Kitas und Schulen für Kinder mit und ohne 

Behinderung. 
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Erarbeitung eines 
kommunalen 
Maßnahmenplans 
Am Beispiel der Stadt Oldenburg 

Inklusive Bildung 

• Ein ständiger Prozess, eingebunden in 
die kommunale Entwicklung einer 
inklusiven Gesellschaft 

j udQzses in Oldenbur 

Verantwortete 
Umtun, des %zart 

1••••••• 

—Irduriön Fetrile gesanite 

dilOili 	Ohne bewusste 
Entscheidungen, wer 
diesen Prozess wie 
gestalten soll, wir 

Inklusion nie konkret 
werden! 

Perspekt!vf
o
n 

tu 

2016 2015 2012— 	 2014 

,---Eisteliung des kommiiiäl  
Steuerungsgruppe 

Ltd 
ratWusuu tru.ua, 

Runde der Sprecher/innen 
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Prozess-Schritte in dn Arbeitsgruppen 

1. Ist-Analyse der 
Ressourcen in den so 
Handlungsfeldern - 
Was haben wir und 
wollen es unbedingt 
behalten? 

lt. Entwicklung der 
Vision in den so 
Handlungsfeldern-
Wie sieht die ideale 
inklusive Gesellschaft 
aus? Was muss sich 
dazu ändern? 

zum Abschluss des II. Schrittes 
gemeinsame Tagung aller Akteure der 
AGs 	Herbst / Winter any. 
Zwischenstand und übergerüfung 
Pronena 

	 2015 	 

HI. Ableitung der 
Maßnahmen in den 
so Handlungsfeldern 
- Was muss ich, was 
müssen wir dafür 
tun? 

Runde der Sprecher/innen 

Teilnehmerfirnten: 
Die Sprecher/innenwerden von den Arbeitsgruppen entsandt 

Auftrag: 
I.Durchffihrung der operativenArbeit 
asKoordinierung und Vernetaungder Arbeit der verschiedenen Arbeitsgruppen 
3. Vorbereitung von Entscheidungenund Vorlagen ftw die Steuerungsgruppe und 

die politischen Gremien 
4Affentlichkeitsarbeit 

Tagungsrhythmus: 
ca. alle sechs Wochen (8 - to-mal im Jahr) 

Geschäftsffihrung Leitung: 
Fachstelle Inklusion in Zusammenarbeit mit der Montag Stiftung Jugend und 
Gesellschaft 

Vielfaltsmatrix 

Meruclum mit 
Mgrallees- 
hingergrungi 

Menschen ohne 
Arden/ Idenrehen 
ohne Wokuung 

KMder und 
jugendliche 

Irlegrchrm ent 
P " 	g  

Smior hmen Frauen Nranner 
schwd-lednachr 

nansu 

Bingerinnen 

gemernuirtzige 
Unternehmen 
V., Verbinde 

Wirtschafts-
unternehmen 

Verwaltung 

ertreieriinne 

• 5 Bürgerinnen (E 
Jugendliche, 3 
Erwachsene) 

• 1Wohltahrt 
• 1N/inschaft 

Steuerungsgruppe 

,fter. ...• • 	• ....• 
OB 
Dezernentin 

Aintsleitungen 

• 
.VeKtreter./rin 

'des .......... . 	. 	. 

%treterinnen aus 5 
Fraktionen/Gruppen 

03.09.2015 

- 	Arbeit der Arbeitsgruppen 

Auftrag: 
Erstellung des Entwurfs des kommunalen Aktionsplans als Beschlussvorlage für 
den Rat der Stadt Oldenburg Im jeweiligen Handlungsfeld 

Tagungsrhythmus: 
alle 6 Wochen 

Geschäftsführung: 
Fachstelle Inklusion mit Unterstützung der Sprecherännen der AG 

Einheitliche Standards: 
Inkluslon als Vielfaltsansatz- Wertschätzung und Respekt- barrierefreie 
Kommunikation - Partizipeton, d.h. repräsentative Zusammensetzung der 
Gruppen - Nutzung des Handbuches .Inklusion vor Or: Haltung - Transparenz 
nach innen und außen (Homepage) 
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Beispiele aus dem 
C4972D 

Erarbeitet in den Arbeitsgruppen 

Arbeit und Beschäftigung 
• Schulung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

des Sozialamts und des Jobcenters zu den 
Inklusions-Themenfeldern 

• Dauerhafte Platzierung des Themas InIdusion und 
Diversität bei Interessenvertretungen von 
Unternehmen durch stärkere Vernetzung dieser 
Akteure 

• Überprüfung bestehender Angebote und 
Veranstaltungen auf inklusive Inhalte und ggf. 
Erweiterung um diese 

Kultur und Freizeit 
• Förderung der Verständlichkeit im 

Ausstellungsbereich der städtischen Museen 
• Sensibilisierung der Anbieter im Bereich Kultur, 

Sport, Freizeit für inldusive Ausrichtung der 
Angebote 

• Tourismus und Stadtmarketing inldusiv ausrichten 

03.09.2015 

Mobilität und Beförderung 

• Durch Begegnungen mehr Verständnis zwischen 
den Mitarbeitenden des ÖPNVund den Kunden 
schaffen. 

• Aufbau eines ehrenamtlichen Lotsendienstes im 
öffentlichen Verkehrsraum. 

Wohnen und Versorgung 
• Förderung von Kommunikation im Stadtteil 
• Verbesserung der Zugänglichkeit für alle zu 

Leistungen der öffentlichen 
Gesundheitsversorgung 

• Verbesserung der Vielfalt der Bewohnerschaft in 
Wohnvierteln, Mehrfamilienhäusern und bei 
Neubauvorhaben 

• Barrierefreie Informationen sollen Bürgerinnen und 
Bürgern im Quartier leicht zugänglich zur Verfügung 
stehen 

Barrierefreiheit 

• Einrichtung einer städtischen Beratungsstelle zur 
Förderung der Barrierefreiheit von Gebäuden 

• Barrierefreie Organisation öffentlicher 
Veranstaltungen 

• Förderung der Barrierefreiheit städtischer 
Veröffentlichungen 
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Redak-
tionelle 
Überar-
beitung 
11/204 

Oberubeltung 
In den AG, 

llbergabe 
beim 
Neujahrs-
empfang 
am 
13.01.2015 

Verabschie- 
Beratung / dung im Rat 
politische 	ab 3/2015 Ausschüssel 
/2015 - 
3/2015 

Beteiligung und Mitsprache 

• Barrierefreie Teilhabe an der Kommunalpolitik 

• Barrierefreie Teilnahme an Wahlen 

Projekt 

Inklusive Ausrichtung der Stadtverwaltung 

Wie wird mit den erarbeiteten Maßnahmen 
umgegangen? 

pekegi-ZZIsrichtung der Stadtvenvaltüngrrinsisui 
Ziele 

Vision 

Teilhabe für alle an allem ermöglichen 

Ziel 

„Alle Entscheidungenvon Rat und Verwaltung werden daher 
zukünftig zugunsten einer inklusiven Ausgestaltung der 
kommunalen Strukturen und Angebote gefällt." 
(Ratsbeschlusso5.24.) 

03.09.2015 

...und dann? Umsetzung! 

Umsetzung der Maßnahmen 
durch die in der Maßnahme genannten verantwortlichen Stellen der 
Verwaltung 

Beteiligung und Beratung bei der Umsetzung 
durch interessierte Oldenburgerinnen und Oldenburger 

Koordinierung, Unterstützung und Controlling 
durch die Fachstelle inklusion 

Begleitung und Verantwortung des Umsetzungsprozesses 
durch die Steuerungsgruppe und den Rat und seine Ausschüsse 

Monitoring / Überprüfung 
durch Außenstehende  

___Lialelffsrichtung der Stadtverwa 

Nutzen 
• Schaffung einer lebenswerten Kommune für alle Bürgerinnen 

und Bürger 
• Verbesserung der Zugänglichkeit der Verwaltung 
• Verbesserung der Bürgerorientierung (Leistungen aus einer 

Hand) 
• Erkennen und Einbeziehen von Synergieeffekten (Step 2025, 

kommunaler Aktionsplan, Bürgerforum Demographie, Leitbild 
der Stadt u. a.) 

Erfüllung rechtlicher Vorgaben 

• Ausrichtung der Stadtverwaltung an der UN- 
Behindertenrechtskonvention 
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Siff`'.Z.Zisrichtung der Stadtvervia tung 
ZuständigWen„ 

,,,dukung der Steh 
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>efernibergreifende AG In klu;foliFAufgaben 	 

11111  11 	Oberbürgermeister, Deko (Lenkungsausschuss) 

Rumutruct Mime Protokolle, Atatertdien 

Montag Stiftung: 
Untuteüte, 
Muturelient und 
Bettet,  

13,Inetratich 
buten, de 
Arbeteplute tun! 
eck,..,. 
Aindepaketet 
Keila 
1m...haeicher 
werdet unn 
Atäglied der 
duzettenattuneue 
fenden Arbeitspuppe 

endekiteditup-
lause Ineglei, 

__..Dezeriirsfib ergreifende AG Inklusiöiil 
Projektstruktur 

Oberbürgermeister, De 

edlaut: 
untnett, tunt 
artner 

t- Saune Wate 	
ukung 	

, 
und 

LI
................... 

******************************************************************** 

und 

.paer2015.° 	 -paket -paket 
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KM ASE 6WA5 figkEtt-F049 
Are, eeeieu 

2  Sie Sei! 7- 
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Pause 

03.09.2015 

____P>ezetatsübergrelfende AG Inkluslon e sp e 

Mögliche Arbeitspakete 
Offensive Praktikumsplatz (KAI): 
Uneingeschränkter Zugang zu 
Praktikumsplätzen für Jugendliche mit 
Handicap, Migrationshintergrund etc. 
Leichte Sprache und bürgerfreundliche 
Schreiben 
Barrierefreier Zugang und gute Orientierung 
in kommunalen Gebäuden 
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03.09.2015 

*Empfehlung 2.3 

*Neuregelung der Sozialgesetzbücher 

*Bis zum Inkrafttreten der entsprechenden 
gesetzlichen Regelungen und Verordnungen sind 
Verfahrensvereinbarungen auf Landesebene bzw. 
zwischen Land und Kommunen zu treffen und 
gemeinsame, vorläufige Finanzierungsregelungen 
zu vereinbaren. 

* Qesellghgftlighp legnIserung 
der ›ghulighen Bildung 

46 

 

*Empfehlung 2.2 

*Das MBJS identifiziert die 
Schnittstellen in Bezug auf 
inklusive Bildung und Erziehung 
zu den anderen Ministerien und 
Behörden. 

* qgellghAftligh9 Yerghkerung 
der ghulisOen iIdwng 

!-Andmen9 

 

Kommunale lnklusion und 
Bildung 

Wie soll in unserer Kommune eine Bildung 
für alle Kinder sicher gestellt werden, 

die jedem Kind die Chance gibt, die eigene 
Zukunft zu gestalten? 

 

*Empfehlung 2.1 

*Inklusive Bildung auf allen gesell-
schaftlichen Ebenen entwickeln 

*partizipationsmöglichkeiten 
sichern 

*Verwaltungen qualifizieren 

*Qespllsghgftliew YergnKerwrig 
der sb.iUshenBildung 

45 

*Empfehlung 2.5: 

*Auf der Ebene der Landkreise 
und kreisfreien Städten arbeiten 
Steuer- bzw. Lenkungsgruppen 
Empfehlung 2.6: 

*Das Land richtet eine 
Ombuds-Stelle lnklusion ein. 

* .eselhhgftlighe Wrgnkerung 
4er grivhghgn pg.dung 
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03.09.2015 

—Besteifigte im Prozess zur iiTk1ti1ven 
Bildung 

• Schulverwaltung - Träger der Schüler- und 
Schülerspezialbeförderung 

• Jugendhilfe als Träger der Kitas 
• Jugendhilfe (SGB VIII) 
• Sozialhilfe (SGB XII) 
• Fallbezogene Zuständigkeit von Familien- und 

Sozialhilfe 
• Freie Träger 
• Kita- und Schulleitungen aller Schulen der Region 

Weiterer Aspekt: Kostenklarheit 

• Erforderliche Aufstellung der Gesamtkosten 

• Gesundheit 

• Soziales 

• Jugend- und Familienhilfe 

• Spezialbeförderung / Schülerspezialbeförderung 

• Zusatzkosten Kindertagesbetreuung 

• Zusatzkosten sonderpädagogische Förderung (Schule) 

—Ariden Schulen kristallisiert sich 
die inklusive Entwicklung — 
eingebunden in den Sozialraum ... 
• ... das erfordert neue Formen der Unterstützung und 

Regelung der Zuständigkeiten von Sozial- und 
Jugendhilfe ... und ... und ... 

• ... das erfordert konzeptionelle Weiterentwicklungen 
der Angebote der Wohlfahrtsverbände in den 
Bereichen Wohnen, Arbeiten, Mobilität ... und ... und 

53 

- 	Empfehlung 8.1 

• Das MBJS und die kommunalen Spitzenverbände 
im Land Brandenburg (Landkreistag und Städte-
und Gemeindebund) stellen in Zusammenarbeit 
mit weiteren relevanten Kostenträgern in 
mehreren Landkreisen und Städten im 
zweijährigen Rhythmus eine Übersicht der 
Gesamtkosten der Beschulung von Kindern mit 
Behinderungen bzw. mit Förderbedarf in 
Förderschulen und im gemeinsamen Unterricht 
dar. 

5‘ 

Durchlässigkeit der Hilfeformen??? 
o SGB XII § 58 (1) Der Träger der Sozialhilfe stellt so 

frühzeitig wie möglich einen Gesamtplan zur 
Durchführung der einzelnen Leistungen auf. 
(z) Bei der Aufstellung des Gesamtplans und der 
Durchführung der Leistungen wirkt der Träger der 
Sozialhilfe mit dem behinderten Menschen und den sonst 
im Einzelfall Beteiligten, insbesondre mit dem beteiligten 
Arzt, dem Gesundheitsamt, dem Landesarzt, dem 
Jugendamt und den Dienststellen der Agentur für Arbeit, 
zusammen. 

o Es fehlt: Der Schulbereich 
54 
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Ergebnisse der 
Staatenprüfung im März 
2015 

58  

—Voth—Seiregierenden Sc u sys em zur 
inklusiven Bildung für alle 

Der Weg 
• Was ist bis heute bereits von 

den Förderschulen in die 
Regelschulen übertragen? 

• Was muss in den nächsten 
Jahren an Kompetenzen 
verlagert werden? 

• Was lässt sich nicht (an jede) 
Schule übertragen? 

• Was braucht es an zentraler 
Unterstützung? 

Pädagogisches Unterstützungs-
und Beratungszentrum 
• Zentraler Ort zur Sicherung 

der Fachkompetenz 
• Sonderpädagogische 

Handlungsfelder 
• Hochbegabten-Pädagogik 
• Deutsch als Zweitsprache 

(DaZ) 
• Zentrale Ausleihe von 

Hilfsmitteln 
• Ort für temporäre externe 

Lern- und Sozialtrainings 

03.09.2015 

Vom Elnzelfallhelfer 
zum Klassen-
assistenten 

Vom 
Nachteilsausgleich 
zur angemessenen 
Vorkehrung 

—Eis der Staatenprüfung 
im März 2015 

• Ziffer 45 
man ist besorgt, dass ein Großteil der Kinder mit 

diagnostiziertem Förderbedarf immer noch Förderschulen 
besuchen... 

• Ziffer 46 a 
... gefordert wird ein klarer Zeitplan und eine klare Strategie, 
um das segregierende System zurückzubauen... 

• Ziffer 46 b 
... mit sofortiger Wirkung ist sicherzustellen, dass jedes 
Kind grundsätzlich in einer Regelschule aufgenommen 
werden kann... 

--Fre iläsion 
Perspektiven 

• Arthur Schopenhauer: 
• "Hindernisse überwinden, ist der Vollgenuss des 

Daseins." 

• Wer sich aus den regionalen Entwicklungsprozessen 
zur inldusiven (Bildungs-)Region ausIdinkt, verpasst 
Zukunftschancen. 

• Positiv formuliert: Sich einbringen in 
Steuerungsgruppen -oder sie selbst initiieren 

57 

--Eilebnis der Staatenprüfung 
im März 2015 - Fortsetzung 
• Ziffer 46 c 

... die angemessenen Vorkehrungen zur Partizipation 
und barrierefreien Teilhabe sind rechtlich durchsetzbar 
zu gestalten... 

• Ziffer 46 d 
... eine entsprechende Qualifizierung aller Lehrkräfte 
ist sicherzustellen... 

barrierefreie Materialien sind zur Verfügung zu 
stellen... 
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Danke für Ihre 
Aufmerksamkeit! 

• „Wer Inklusion erreichen 
will, sucht Wege. 
Wer sie verhindern will, 
sucht Begründungen." 

• Hubert Hüppe 
Ehemaliger Bundesbehindertenbeauftragter) 

63 

WilfriedVV.Steinert 
Stelnereder-1ildun33semerte.‘k 

Literaturhinweise und Links 
• Inklusion vor Ort. Der kommunale Index für Inklusion — ein 

Praxishandbuch, Montag Stiftung Jugend und Gesellschaft 
• Kooperative Bildungslandschaften. Netzwerke(n) im und mit 

System, S. G. Huber (Hrsg.), Carl Link Verlag 
• Deutsches Institut für Menschenrechte; Staatenberichtsprüfung 

2015: 
• http://wwwinstitut-fuer-menschenrechte.deknonitoring-stelle/  

• Inklusive Bildung. Schulgesetze auf dem Prüfstand. Eine Studie 
des Deutschen Instituts für Menschenrechte, Autoren: Sven 
Mißling, Oliver ückeit (steht als Download zur Verfügung) 

03.09.2015 
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